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Martin Hein 

Kommunale Klimaschutzpolitik bei Gegenwind 

Impulsvortrag im Rahmen der Veranstaltung "Klimapolitik: Kurs halten in turbulenten Zeiten" im 

Bürgerhaus Lohfelden, 19.02.2026 

 

Gleich zu Beginn meiner Ausführungen will ich meine Position offenlegen: Der 

Klimawandel ist keine ferne Eventualität, sondern eine längst vorhandene 

gesamtgesellschaftliche Herausforderung, die wir wissenschaftlich begründet 

erkennen und politisch wie sozial gestalten müssen. Dabei geht es nicht nur um 

Daten und Modelle, sondern um Übernahme von Verantwortung. 

Verantwortung bedeutet: Wir sehen die Wirklichkeit – und wir handeln. 

 

Die naturwissenschaftlichen Befunde sind eindeutig: Die Erwärmung der Erde 

wird überwiegend durch menschengemachte Treibhausgas-Emissionen 

verursacht – insbesondere durch CO₂ aus fossilen Energien, aber auch durch 

Methan und Landnutzungsänderungen. Physikalisch ergibt sich ein 

Energieungleichgewicht in der Atmosphäre; ökologisch verschieben sich 

Klimazonen; ökonomisch entstehen Schäden und Anpassungskosten. Wir 

wissen genug, um nicht mehr von Unsicherheiten in der Berechnung sprechen 

zu können, sondern werden zum Handeln genötigt. 

 

Gibt es überhaupt Hoffnung? Meine Antwort lautet: Ja, die brauchen wir sogar. 

Denn Hoffnung ist kein passives Warten auf bessere Zeiten. Hoffnung ist eine 

Haltung, die uns zum Tun befähigt. Wer glaubt, dass die Zukunft gestaltbar ist, 

übernimmt Verantwortung für Gegenwart und Folgen des eigenen Handelns. 

Klimaschutz ist eben nicht nur eine technische oder politische, sondern auch 

eine kulturelle und ethische Frage. 

 

Die Auswirkungen sind längst bekannt und sehr konkret spürbar: Hitzeperioden 

belasten Städte, Starkregen zerstört Infrastruktur, Trockenheit gefährdet Ernten, 

Ökosysteme geraten aus dem Gleichgewicht. Besonders betroffen sind 

vulnerable Gruppen: Menschen mit geringem Einkommen, ältere Menschen, 

strukturschwache Regionen. Der Klimawandel verschärft bestehende 

Ungleichheiten. Deshalb stellt sich immer auch die Frage nach der 

Gerechtigkeit. 
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Diese Gerechtigkeitsfrage darf nicht ausgeklammert werden. Klimaschutz wird 

nur dann gesellschaftlich akzeptiert, wenn Lasten fair verteilt werden und 

soziale Ausgleichsmechanismen greifen. Die notwendige Transformation darf 

nicht bedeuten, dass diejenigen überproportional belastet werden, die ohnehin 

wenig Spielraum haben. Verantwortliches Handeln muss solidarisch organisiert 

sein – national wie international. 

 

Gleichzeitig beobachten wir eine Spannung zwischen Erkenntnis und Verhalten. 

Viele Menschen erkennen die Problematik an, die sich aus dem Klimawandel 

ergibt, doch konkrete Veränderungen fallen schwer. Eingefahrene 

Gewohnheiten, Bequemlichkeit, Unlust und wirtschaftliche Sorgen wirken sich 

bremsend aus. Unsere persönliche Veränderungsbereitschaft ist nicht sehr 

ausgeprägt. Wir können nicht einfach den Schalter umlegen, sondern die 

Bereitschaft, die eigene Einstellung zu ändern, ist ein Prozess. Darum genügt 

es auch nicht, nur Verbote oder moralische Appelle zu formulieren. Wir 

Menschen verändern unser Verhalten nachhaltiger, wenn die Alternativen 

einsichtig und attraktiv sind. Gute Rahmenbedingungen ermöglichen 

Veränderung, statt sie nur einzufordern. 

 

Es geht also um sichtbare Vorteile, soziale Unterstützung und kleine, 

erreichbare Erfolge. Deshalb plädiere ich für zwei pragmatische Ansätze. 

Erstens: konkrete, sofort umsetzbare Schritte (z. B. das Verbrennerauto 

seltener verwenden, beim Einkauf bewusster wählen, Energiesparmaßnahmen 

im Haushalt umsetzen). Und zweitens müssen wir in der Lokalpolitik 

Rahmenbedingungen schaffen, die solche Schritte erleichtern (attraktiver 

Nahverkehr, praktikable Recycling- und Pfandsysteme, kommunale 

Förderprogramme etwa bei PV-Anlagen). Persönliche Bereitschaft wächst, 

wenn Menschen sehen: Mein Beitrag macht Sinn, ist erreichbar und wird von 

anderen geteilt. 

 

Es hilft, Veränderung in kleinen Schritten zu denken: Wählen Sie ein konkretes, 

machbares Ziel für die nächsten sieben Wochen der Passions- oder 

Fassdtenzeit – und verbinden Sie sich mit Freunden, Nachbarn oder den 

Koleginnen und Kollegen. Sichtbare Beispiele aus dem Umfeld und das Gefühl, 
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nicht allein zu sein, erhöhen die Nachhaltigkeit von neuem Verhalten. Zugleich 

sind positive Formulierungen wirksamer als Schuldzuweisungen: „Das 

gewinnen wir an Lebensqualität“ wirkt motivierender als „Darauf müssen Sie 

verzichten“. 

 

Politisch stehen wir allerdings vor einem Spannungsfeld. Klimaschutz ist 

langfristig angelegt; demokratische Prozesse sind häufig kurzfristig orientiert 

und richten sich nach den Wahlperioden aus. Daraus ergibt sich die 

Notwendigkeit, langfristige Ziele institutionell abzusichern und zugleich 

Beteiligung zu stärken. Ergänzende dialogische Formate wie Klimaräte und 

transparente Entscheidungswege können helfen, Akzeptanz zu schaffen und 

Verantwortung gemeinsam zu tragen. 

 

Wir benötigen ein Bündel an Instrumenten: klare ordnungspolitische Leitplanken 

schon in den Gemeinden, wirtschaftliche Anreize, Investitionen in Infrastruktur 

und Innovation sowie Maßnahmen zur Anpassung an unvermeidliche Folgen. 

Entscheidend ist das Zusammenspiel: Regulierung, Förderung und 

Bewusstseinswandel greifen ineinander. Klimaneutralität ist kein utopisches 

Ideal, sondern erreichbar, wenn politischer Wille, technologische Möglichkeiten 

und gesellschaftliche Mitwirkung zusammenkommen. 

 

An dieser Stelle stellt sich die Frage: Was können wir konkret vor Ort tun? Ist 

lokales Handeln angesichts globaler Dimensionen nicht zu klein? Ich meine: 

Gerade hier beginnt Verantwortung. Globale Ziele entfalten ihre Wirkung erst 

durch lokale Umsetzung. Unsere Städte und Gemeinden sind die Orte, in denen 

gebaut, geplant, investiert und entschieden wird. Hier entscheidet sich, ob fir 

Energiewende gelingt, ob der Verkehr nachhaltiger wird, ob die Gebäude 

effizienter geheizt werden. 

 

Kommunen können öffentliche Gebäude energetisch sanieren, erneuerbare 

Energien ausbauen, Wärmeplanung betreiben und Genehmigungsverfahren 

beschleunigen. Jede Maßnahme vor Ort ist Teil eines größeren Ganzen.  

 

Ebenso können Städte Mobilität neu denken im Blick auf einen attraktiven 

Nahverkehr, sichere Radwege und eine durchdachte Verkehrsführung. 
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Veränderung wird dann nicht als Einschränkung erlebt, sondern als 

Verbesserung der Lebensqualität! 

 

Auch die Klimaanpassung ist eine lokale Aufgabe: Grünflächen gegen 

Hitzeinseln, Entsiegelung gegen Überflutung, Schutzmaßnahmen gegen 

Extremwetter. Solche Schritte schützen Menschen konkret und zeigen, dass 

Klimapolitik unmittelbar Nutzen stiftet. Darüber hinaus stärkt eine lokale 

Beteiligung die demokratische Kultur! Bürgerforen, Beteiligungsprozesse und 

nachvollziehbare Entscheidungen schaffen Vertrauen. Je näher die politische 

Gestaltung am Alltag der Menschen ist, desto größer ist die Bereitschaft, 

Verantwortung mitzutragen. 

 

Nicht zuletzt eröffnet der Wandel wirtschaftliche Chancen: Regionale 

Unternehmen, Industrie und Handwerk profitieren von nachhaltigen 

Investitionen. Klimaschutz ist eben nicht nur Einschränkung, sondern auch 

Modernisierung und Zukunftssicherung. 

 

Mein Fazit lautet also: Der Klimawandel ist eine Realität. Klimaschutz ist eine 

drängende Aufgabe. Und Hoffnung bedeutet, Verantwortung konkret dort zu 

übernehmen dort, wo wir Einfluss haben. Die persönliche 

Veränderungsbereitschaft bildet dabei eine zentrale Voraussetzung dieses 

Veränderungsprozesses: Sie wächst durch machbare Schritte, geteilte 

Erfahrungen und Rahmenbedingungen, die Wandel möglich machen. Globaler 

Wandel entsteht aus der Summe lokaler Entscheidungen. 

 

Verantwortung beginnt also nicht anderswo. Sie beginnt hier bei uns. Wir 

können viel mehr erreichen, als wir denken!  

 


